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Trotz der gesetzlichen Verankerung der E-Bikes in der StVO bleiben noch wichtige Fragen offen

Die Bundesregierung hat sich die Förderung der E-Mobilität1 auf die Fahnen  
geschrieben. Dazu hat sie verkehrsrechtliche2, insbesondere zulassungs-3 und 
fahrerlaubnisrechtliche4 Änderungen sowie Änderungen der Straßenverkehrs- 

Ordnung5 (StVO) vorgenommen. In Beantwortung einer Kleinen Anfrage6 gab  
das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zudem  
bekannt, „die Freigabe von Radwegen für E-Bikes durch Einführung eines 

Zusatzzeichens E-Bikes frei [zu] ermöglichen“.   Von Bernd Huppertz

Das E-Bike ist  
in der StVO angekommen

Einführung

Durch die neuerliche 1. Änderungsverord-
nung-StVO7 sollen „infolge ihrer Vergleich-

barkeit E-Bikes mit Mofas in verhaltensrechtlicher 
Sicht gleichgestellt“ werden.8 In § 39 Abs. 7 StVO 
wurde nach dem Sinnbild „Mofas“ das Sinnbild 
„E-Bikes“ eingefügt. Darunter sind nach dem Wil-
len des Verordnungsgebers „einsitzige zweirädrige 

Kleinkrafträder mit elektrischem Antrieb, der sich 
bei einer Geschwindigkeit von mehr als 25 km/h 
selbsttätig abschaltet (E-Bikes)“ gemeint. Der amt-
lichen Begründung9 ist zu entnehmen: „Darunter 
fallen einspurige Fahrzeuge, die sich mit Hilfe des 
Elektroantriebs durch einen Drehgriff oder Schalt-
knopf mit einer Geschwindigkeit von bis zu 25 
km/h fahren lassen, auch ohne dass der Fahrer 
gleichzeitig in die Pedale tritt“.
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dung mit Anhang I VO (EU) 168/2013 werden 
die Pedelec als „Fahrrad mit Antriebssystem“ 
bezeichnet und der Fahrzeugklasse L1e-A  
zugeordnet. Die Fahrzeugbeschreibung ent-
spricht im Wesentlichen der Vorgängerreg-
lung. Die Trethilfe heißt jetzt „Hilfsantrieb zur 
Unterstützung der Pedalfunktion“. Die Fahr-
zeuge müssen also über Pedale verfügen; die 
Motorkraft wird nur bei gleichzeitiger Muskel-
kraft tätig. Die maximale Nenndauerleistung 
wird jedoch mit 1.000 Watt angegeben. 
Leistungsschwächere Pedelec (bis zu 250 
W) sind nach Artikel 2 Abs. 2 lit. h) wei-
terhin von der Verordnung ausgenommen

 • Elektrofahrräder mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit (bbH) von 20 km/h, 
25 km/h oder 45 km/h (jeweils ohne Trethilfe) 
oder solche, deren Höchstgeschwindigkeit mit 
Trethilfe über die in § 1 Abs. 3 StVG festgeleg-
ten 25 km/h hinausgeht, sind verkehrsrecht-
lich als Kleinkrafträder (Fahrzeugklasse L1e-
B) in ihrer jeweiligen Spezifikation als 
Leichtmofa, Mofa beziehungsweise auf 25 
km/h geschwindigkeitsreduzierte Kleinkraft-
räder oder als Kleinkrafträder zu klassifizieren.

Die Reglung des Verkehrszeichens
 (VZ) 237 StVO

Durch VZ 237, 240, 241 besteht Benutzungs-
pflicht der so ausgeschilderten Radwege (§ 2 
Abs. 4 Satz 2 StVO). Der Radverkehr darf nicht 
die Fahrbahn, sondern muss den Radweg 
benutzen (Anlage 2 VZ 237). Die Benut-
zungspflicht gilt grundsätzlich für alle Ar-
ten von Fahrrädern.18 Sie gilt ferner für elek-
trounterstützte Fahrräder (Pedelecs), sofern sie 
unter § 1 Abs. 3 StVG fallen19, nicht aber für 
Elektrofahrräder, die diese Voraussetzungen 
nicht erfüllen.20 

Ist durch Zusatzzeichen (ZZ) die Benutzung  
eines Radweges für eine andere Verkehrsart er-
laubt, muss diese auf den Radverkehr Rücksicht 
nehmen und der andere Fahrzeugverkehr muss 
erforderlichenfalls die Geschwindigkeit an den 
Radverkehr anpassen (Anlage 2 VZ 237). Hier-

Verkehrsrechtliche Einordnung 
von Elektrofahrrädern

Bevor die neue Regelung der Kritik unterzogen 
wird, sei an die verkehrsrechtliche Einordnung 
der Elektrofahrräder insgesamt erinnert:10

 • Elektrofahrräder sind aufgrund der Legaldefi-
nition des § 1 Abs. 2 Straßenverkehrsgesetz 
(StVG) (so auch § 2 Nr. 1 Fahrzeug-Zulas-
sungsverordnung (FZV)) und in Abgrenzung 
zur Definition des Fahrradbegriffs in Artikel 1 
lit. l) des Übereinkommens über den Straßen-
verkehr (WÜ) Kraftfahrzeuge. 

 • Nach Artikel 1 lit. l) WÜ ist ein Fahrrad jedes 
Fahrzeug mit wenigstens zwei Rädern, das aus-
schließlich durch Muskelkraft auf ihm befindli-
cher Personen, insbesondere mithilfe von  
Pedalen oder Handkurbeln, angetrieben wird.11 

Fahrräder sind also alle zwei- oder mehrrädri-
gen, ein- oder zweispurigen Fahrzeuge, die 
durch Tret-/Handkurbel mit Muskelkraft ange-
trieben werden. Das Bundesverwaltungsge-
richt12 (BVerwG) kommt in seinem Urteil zu 
Liegefahrrädern in Abgrenzung zur Definition 
des Kraftfahrzeugs in § 1 Abs. 2 StVG zu dem 
Ergebnis, dass es allein auf den ausschließlichen 
Antrieb durch Muskelkraft ankomme. Bauart-
bedingte Besonderheiten änderten daran nichts.

 • Die große Masse der zurzeit auf dem Markt be-
findlichen Elektrofahrräder, welche umgangs-
sprachlich als Pedelec13 bezeichnet werden, 
sind jedoch über die juristische Fiktion14 des § 1 
Abs. 3 StVG als Fahrräder definiert. Diese Aus-
nahmevorschrift entfaltet wie § 1 Abs. 2 StVG 
(Definition Kfz)15 Geltung für das StVG und 
alle darauf beruhenden Rechtsverordnungen.16

 • Der Gesetzgeber hat dabei die Definition aus 
Artikel 1 Abs. 2 lit. h) der Richtlinie 2002/24/
EG übernommen.17 Die genannte Richtlinie ist 
allerdings durch die VO (EU) 168/2013 ersetzt 
worden. Neue Fahrzeugtypen der hier ein-
schlägigen Fahrzeugklassen L1e und L2e sind 
ab 1.1.2017 dieser neuen Verordnung unter-
worfen (Artikel 77 III). In Artikel 4 in Verbin-
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durch entsteht jedoch keine Benutzungspflicht.21

Bis jetzt ist ungeklärt, welche ZZ „E-Bike“ in den 
VZ-Katalog eingestellt werden, die obligatori-
sche Veröffentlichung im Verkehrsblatt jedenfalls 
ist noch nicht erfolgt. 

Die Ausschilderung eines Radweges mit VZ 237 
in Verbindung mit ZZ „E-Bike frei“22 hat zur Fol-
ge, dass Kleinkrafträder mit elektrischem An-
trieb, der sich bei einer Geschwindigkeit von 

mehr als 25 km/h selbsttätig abschaltet, den 
Radweg benutzen können, sie müssen es 
aber nicht. Bei Ausschilderung mit dem 

ZZ „[nur] E-Bike“ müssen diese E-Bikes den 
Radweg benutzen, andere (insbesondere Fahrrä-
der einschließlich Pedelecs) dürfen ihn dann 
nicht benutzen. Nur bei Ausschilderung durch 
ZZ „auch E-Bikes“ müssen alle genannten Zwei-
räder den Radweg benutzen.

Kritik

Das BMVI definiert soweit ersichtlich zum ersten 
Mal den Begriff „E-Bike“. Ausgangspunkt der Le-
galdefinition sind dabei Kleinkrafträder. Leider 
verschweigt der Verordnungsgeber, ob er mit der 
Begrifflichkeit „Kleinkrafträder“ Zweiräder der 
Fahrzeugklasse L1e-B i.S.d. Definition nach Arti-
kel 4 Anhang I der VO (EU) 168/2013 meint, was 
Pedelec (von der VO ausgenommene und solche 
nach Klasse L1e-A) von vornherein ausschließt. 
Nur unter dieser Prämisse widerspricht die ge-
troffene Regelung nicht dem höherrangigen 

Recht aus § 1 Abs. 3 StVG. Dafür spricht zu-
nächst auch die amtliche Begründung: 
„Darunter fallen einspurige Fahrzeuge, die 

sich mit Hilfe des Elektroantriebs durch einen 
Drehgriff oder Schaltknopf mit einer Geschwin-
digkeit von bis zu 25 km/h fahren lassen, auch 
ohne dass der Fahrer gleichzeitig in die Pedale 
tritt.“ Hierbei handelt es sich aber erstens um eine 
einschließende Regelung („darunter fallen …“) 
und keine abgrenzende. Und zweitens gibt sie le-
diglich den Willen des Verordnungsgebers wie-
der; sie ist aber selbst nicht Verordnungstext. 

Da der mögliche Wortsinn der Auslegung vor-
geht, muss man zu dem Ergebnis kommen, dass 

„darunter [auch Pedelecs] fallen“: Der Verord-
nungsgeber hat ja ganz bewusst (?) darauf ver-
zichtet, das Merkmal „Hilfsantrieb zur Unterstüt-
zung der Pedalfunktion“ (Muskelkraft ist 
gefordert)23 in der Legaldefinition zu erwähnen.
Aber auch im Wege der Auslegung können Pede-
lecs unter die neue Legaldefinition subsumiert 
werden. Dann nämlich, wenn man die national-
rechtliche Definition aus § 2 Nr. 11 lit. a) FZV zu-
grunde legt. Danach sind auch Pedelecs durchaus 
„Kleinkrafträder mit elektrischem Antrieb, der 
sich bei einer Geschwindigkeit von mehr als 25 
km/h selbsttätig abschaltet“. Genauer: Es sind wie 
die jetzt beschriebenen E-Bikes Mofas, worauf 
der ZIV bereits mit seiner Veröffentlichung vom 
29.2.2016 hingewiesen hat.24 

Nach der juristischen Fiktion des § 1 Abs. 3 StVG 
gelten Pedelecs aber als Fahrräder und unterlie-
gen bei Ausschilderung mit VZ 237 der Radweg-
benutzungspflicht. Hierzu bedarf es dann auch 
keines weiteren ZZ. Wenn jedoch die Regelung 
des § 39 Abs. 7 StVO diese Pedelec mitumfasst, 
wird ihnen die Radwegbenutzung bei Ausschil-
derung mit dem ZZ „E-Bike“ freigestellt. Dann 
widerspricht sich die getroffene Regelung selbst. 
Und auch aus dem Blickwinkel der Verkehrssi-
cherheit macht es keinen Sinn, Radfahrer und  
Pedelec-Fahrer (25 km/h) auf den Radweg zu 
verpflichten und E-Bikes bei gleicher Höchstge-
schwindigkeit nicht. Unklar bleibt auch, wie sich 
der E-Bike-Fahrer bei Ausschilderung mit dem 
ZZ „Mofa“ zu verhalten hat. Muss er nur dem 
neuen ZZ „E-Bike“ oder dem ZZ „Mofa“ Folge 
leisten? Schade nur, dass der Verordnungsgeber 
entgegen der entsprechenden Einwendungen 
durch alle Beratungen25 hindurch, diesen Unklar-
heiten nicht abgeholfen hat. §§

Der Autor: Polizeihauptkommissar Bernd 
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 Dozent an der Fachhochschule für öffentli-
che Verwaltung in Köln, wo er Verkehrsrecht 
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